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Das war er, der Bundestagswahl-
kampf 2017. Und das Ergebnis lässt 
uns mit mehr Fragen als Antworten 
zurück. Erste Analyseansätze wer-
det ihr in dieser Ausgabe unserer 
Zeitung finden. Für tiefergehende 
Schlussfolgerungen müsst ihr uns 
natürlich noch etwas Zeit lassen. 

Festzuhalten ist: Wir haben einen guten 
Wahlkampf mit zwei sehr guten Kan-
didat_innen geführt, die ihre Stärken 
perfekt eingesetzt haben. Das hat sich 
ausgezahlt. Und viele von euch haben 
sehr viel geleistet: Plakate gehangen, 
Flyer und Zeitungen gesteckt, Infostän-
de abgesichert. Vielen Dank dafür! Das 
gilt nochmal besonders für diejenigen, 
in deren Händen die organisatorische 
Verantwortung lag. Der Besetzung der 
Stadtgeschäftsstelle gilt daher höchste 
Anerkennung für das Geleistete.  

Und dennoch stellt uns das Ergebnis 
vor eine große Herausforderung: Ab 
jetzt haben wir vier Jahre Zeit, den 
Rechtsruck beim Wahlergebnis als 
Aufgabe anzunehmen und ihn spä-
testens 2021 zurückzudrehen. Unser 
Wahlprogramm bietet dafür die rich-
tige Grundlage, denn es hat bewiesen, 
dass es Menschen überzeugen kann. 
Weil es die richtigen Inhalte und eine 
konsequent linke Haltung formuliert.
Der Rest des Jahres steht im Zeichen 
der innerparteilichen Bilanzierung und 
(Neu-)Aufstellung: uns stehen zwei 
Stadt- und ein Landesparteitag ins 
Haus. Nicht zu vergessen das Jubilä-
um der Oktoberrevolution von 1917. 
Auch dazu mehr in dieser Ausgabe. 

Zum Schluss das Beste: Zum Zeit-
punkt des Verfassens dieser Zeilen 
(Dienstag nach der Wahl), sind bereits 
33 Menschen in unsere Partei neu ein-
getreten. Wir heißen euch alle als neue 
Genoss_innen auf das herzlichste Will-
kommen! Auf geht’s, zusammen in 
den Kampf für eine bessere Zukunft. 

Schluss, Aus, 
Vorbei!

Es gibt im Leben vermeintliche Erfolge, 
die sind eigentlich Niederlagen. Manch-
mal merkt am es erst später, manch-
mal ahnt man es bereits in der Stunde 
des Erfolges. Zu diesen Scheinerfol-
gen  zählt die Bundestagswahl 2017 
aus der Sicht der LINKEN wohl auch. 

Sicher, DIE LINKE hat bei dieser 
Wahl bundesweit mehr als eine halbe 
Million Stimmen hinzugewonnen. Im 
Deutschen Bundestag werden künftig 
69 statt 64 Abgeordnete der LINKEN  
Platz nehmen. Und einer davon wird 
Sören Pellmann sein,  Grundschulleh-
rer und Kommunalpolitiker, der nach 
einem überaus engagierten Wahlkampf  
in Leipzig das einzige Direktmandat der 
LINKEN außerhalb von Berlin und das 
erste sächsische Bundestagsdirektman-
dat der LINKEN überhaupt gewann.  
Dazu Herzlichen Glückwunsch nach 
Leipzig und die besten Wünsche 
für die Arbeit im neuen Bundestag.  

Und dennoch: Die halbe Million zu-
sätzliche Stimmen sind ein Saldo. 
Erheblichen Zugewinnen im Westen 
stehen große Verluste im Osten ge-
genüber. Der Zuwachs an Mandaten 
ist im Wesentlichen der Vergrößerung 
des Bundestages durch Überhang- und 
Ausgleichsmandate geschuldet. Die 
Position als drittstärkste Partei wur-
de verloren, das angestrebte zwei-
stellige Wahlergebnis nicht erreicht.  

Aber reden wir von Dresden: Auch 
hier haben wir  gegenüber der letzten 
Wahl Stimmen gewonnen.   Laut vor-
läufigem Ergebnis ca. 300 – bei knapp 
60.000 Stimmen ein  Zugewinn von 
einem halben Prozent. Man könnte von 
Stabilität sprechen. Aber schon das hie-
ße,  sich Sand in die Augen zu streuen. 

DIE LINKE hat in der Dresdner Neu-
stadt die Grünen überrundet und 
ist  dort mit Abstand stärkste Par-
tei geworden – ein schöner Erfolg.  

Zugleich sind wir in Gorbitz von 
Platz 1 auf Platz 3 zurückgefallen, 
noch hinter die geschwächte CDU. 
Stärkste Partei wurde dort die AfD.   
Und nicht nur dort, die Neustadt und 
Gorbitz stehen nur beispielhaft für dra-
matische Veränderungen in der Wäh-

lerschaft. Dresdenweit liegt die AfD 
mit ca. 76.000 Stimmen nur knapp 
hinter der um mehr als ein Drittel ge-
schrumpften  CDU, die auf ca. 79.000 
Stimmen kommt. Sachsenweit hat 
die AfD die CDU sogar überholt.  

Und damit wären wir bei der größten 
Niederlage dieser Wahlen, dem Er-
folg der AfD. Ich möchte an dieser 
Stelle nicht den akademischen Streit 
führen, ob es sich um eine deutsch-
nationale, eine rechtspopulistische  
oder eine nazistische Partei handelt. 
Dieser Partei ist es gelungen, gesell-
schaftlichen Protest zu bündeln und 
diesen ganz weit rechts zu etablieren.  

Auch wenn die meisten Zugewinne 
der AfD zweifellos aus der vorma-
ligen Nichtwählerschaft oder von 
der CDU kommen, ist die AfD auch 
ein Denkzettel für DIE LINKE. Of-
fensichtlich wurden wir von den 
meisten Menschen nicht als die bes-
sere Alternative zur Großen Koali-
tion wahrgenommen. Das ist bitter.  
Das Dresdner Wahlergebnis wird 
durch DIE LINKE detailliert analy-
siert und auf einem Stadtparteitag 
besprochen werden. Wie können wir 
es schaffen, zugleich die neugewon-
nenen Wähler*innen bei der LIN-
KEN zu halten, aber eben auch die 
verlorenen Wähler*innen zurück-
zugewinnen. Schlussfolgerung für 
künftige Wahlen, vor allem aber auch 
für die politische Arbeit zwischen 
den Wahlen müssen gezogen werden. 

Erfolg und 
Niederlage

Bundestagswahl #2017

21. Oktober

Plenarsaal im Rathaus,  

Zugang Prager Straße

Beginn: 9:30 Uhr 

Eintritt fre
i

Stadt-
parteitag

Danke an alle, die uns 
unterstützt haben. Für 
euer Vertrauen, für euer 
Engagement, für eure 
Stimmen. Ein harter Wahl-
kampf liegt hinter uns. Vier 
schwierige Jahre liegen 
vor uns.
Gemeinsam mit euch 
werden wir kämpfen!

Auswerten werden wir auch unseren 
Dresdner Wahlkampf, der trotz kleine-
rer Pannen und notwendiger Improvi-
sationen in einer ersten Rückschau als 
gelungen eingeschätzt  werden kann.  

Zu verdanken  haben wir das in er-
ster Linie unseren beiden Dresdner 
Wahlkreisbewerber*innen Katja 
Kipping und Tilo Kießling, die trotz 
einer ohnehin sehr hohen beruf-
lichen Belastung einen sehr zeitauf-
wändigen, engagierten und bürger-
nahen Wahlkampf geführt haben. 

Als Vorsitzender des Stadtverbandes 
möchte ich mich aber besonders bei 
Jacqueline Muth, Silvio Lang und 
Sebastian Schindler bedanken, die 
mit unterschiedlichen konkreten 
Aufgaben, aber einer sehr guten Zu-
sammenarbeit und auch unter Ein-
satz von viel Kraft und Freizeit den 
Wahlkampf in Dresden organisiert 
und koordiniert haben. Jenny Kun-
kel, Uwe Schaarschmidt  und Tho-
mas Feske haben federführend die 
sehr erfolgreiche Veranstaltung mit 
Gregor Gysi auf die Beine gestellt 
– an einem  Montag in Dresden. 

Die Genannten konnten sich dabei 
beim Plakatieren, Materialvertei-
len und bei den Aktionsständen  auf 
tatkräftige Unterstützung aus den 
Ortsverbänden, aus der Linksjugend 
’solid und von weiteren Helferinnen 
und Helfern verlassen. Anderer-
seits kennen wir jetzt auch unsere 
Schwächen vor Ort noch besser.  

Unter denen, die sich engagiert ha-
ben, war auch eine ganze Reihe von 
Mitgliedern, die sich unserer Partei 
seit der Bundestagswahl 2013 ange-
schlossen haben. Aber auch da gibt 
es Reserven, die wir noch erschließen 
müssen. Gerade die neuen, überwie-
gend jungen Mitglieder werden in die-
ser schwierigen politischen Situation 
dringend gebraucht. Seit dem Wahla-
bend sind es in Dresden wieder 33 bis 
Redaktionsschluss mehr geworden.  
 

Jens Matthis
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Die Regierungsparteien sind 
die Verlierer des Wahlabends. 
Sie verlieren zusammen 13,8%. 
Die Union fährt ihr zweitschlechtestes 
Ergebnis in der Geschichte der Repu-
blik ein. Die CDU verliert zweistellig 
in Sachsen (-15,8%), in Baden-Württ-
emberg (-11,3%), in Sachsen-Anhalt 
(-10,9%) und in Thüringen (-10%). 
Die Gründe hierfür sind auf mehreren 
Ebenen zu suchen: Eine weitere Kanz-
lerschaft von Angela Merkel galt früh 
als ausgemacht, der Machterhalt, der 
viele Unionswähler bei aller Kritik an 
der Partei zur Wahl motiviert, galt als si-
cher, warum also nicht andere Parteien 
im gleichen Lager stärken. Offensicht-
lich sind für viele Unionswähler die 
Übergänge nicht nur zur FDP, sondern 
auch zur AfD fließend. Ein weiterer 
Aspekt dürfte die diffuse Kernaussage 
der Union »Für ein Land, in dem wir 
gut und gerne leben« symbolisieren: 
Es ist eben auch in konservativen Krei-
sen nicht mehr klar, was darunter zu 
verstehen ist bzw. werden doch recht 
unterschiedliche Vorstellungen vermu-
tet. Auch aufgrund der Schwäche des 
Konkurrenten gelang der Union keine 
mobilisierende politische Formierung. 
Die Union verliert Sachsen an die AfD. 

Die CSU verliert in Bayern 10,5% und 
landet bei nur noch 38,8%, weit entfernt 
von der magischen, weil absolute Mehr-
heiten ermöglichenden 50%-Marke. 
Rechts von der CSU gewinnt die AfD 
12,4%. Der CSU ist es nicht gelungen, 
durch Anschmiegen und Übernehmen 
die AfD klein zu halten. Auf der ande-
ren Seite des politischen Spektrums er-
reicht DIE LINKE im CSU-Land 6,1%. 

Die SPD erzielt ihr historisch schlech-
testes Ergebnis bei Bundestagswahlen. 
Sie verliert über 8% in Schleswig-Hol-
stein und den beiden Stadtstaaten Ham-
burg und Bremen. Die SPD steht vor 
einem politischen Scherbenhaufen. 
Nichts machte dies deutlicher als die 
Ansage bereits gegen 18:06 am Wahl-
abend, geradeaus in die Opposition 
zu marschieren, obwohl es auch eine 
Mehrheit für die Fortsetzung der bis-
herigen Koalition und damit die Um-
setzung sozialdemokratischer Politik 
gäbe. Sicher, es wäre eine Koalition 
der Verlierer. Gleichzeitig aber unter-
streicht der erklärte Verzicht ohne Aus-
lotung der Möglichkeiten, dass es der 
Partei an strategischer Orientierung und 
gesellschaftspolitischen Alternativen 
mangelt, für die es zu kämpfen lohnte. 
Der Kanzlerkandidat konnte seine Stär-
ken, die er als »Mann aus Europa« mit-
brachte, nicht einsetzen, wurde im Ge-
genteil auf die Rolle eines ehemaligen 
Bürgermeisters von Würselen reduziert. 
Die SPD erscheint vor Implosion nach 
dem Muster anderer sozialdemokra-
tischer Parteien in Europa nicht gefeit. 

Die FDP kehrt in den Deutschen Bun-
destag zurück. Dieser Erfolg ist so eng 
mit der Person von Christian Lindner 
verbunden, dass bis auf weiteres völ-
lig unklar bleibt, wofür die Partei steht 
und worin sie sich von der Spekula-
tionsblase der Westerwelle-FDP un-
terscheiden wird. Ihr Erfolg verdankt 
sich vor allem dem Bedürfnis vieler 
ehemaliger CDU-Wähler, eine Al-
ternative zur AfD wählen zu können. 

 
Die AfD gehört zu den eindeutigen Sie-
gern des Wahlabends. Sie verfehlt ihr 
Wahlziel von 15% nur relativ knapp. In 
Sachsen wurde sie stärkste Partei und 
erreichte drei Direktmandate, in den 
anderen ostdeutschen Flächenländern 
reichte es für Platz 2 hinter der Union. 
Die ostdeutsche Farbenlehre hat sich 
komplett gewandelt. Mit der AfD zieht 
erstmals eine Partei rechts von der Uni-
on in den Bundestag ein. Es ist völlig 
unklar, welche Rolle die völkisch-na-
tionalistischen, offen geschichtsrevisi-
onistischen Kräfte spielen werden, die 
auf einen Umsturz der Grundregeln des 
demokratischen Zusammenlebens zie-
len und womöglich über eine Mehrheit 
in der Fraktion verfügen. Der Einzug 
der Partei stellt eine gewaltige Zäsur im 
parlamentarischen Politikbetrieb dar, 
deren Auswirkungen auf vielen Ebenen, 
der Parlamentsarbeit, der provokativen 
Inszenierungen, der medialen Aufmerk-
samkeitsökonomie, der politischen 
Debattenkultur sichtbar werden. Der 
Erfolg der AfD war nicht überraschend 
nach den Erfolgen mit bundespoli-
tischen Themen bei den voraufgegan-
genen Landtagswahlen. Er bestätigt, 
dass jene Wahlergebnisse keine ein-
maligen Protestergebnisse waren. Die 
gesellschaftspolitische Konfliktlinie, 
die die AfD ab 2015/2016 verstärkt ver-
folgt, verschafft ihr bislang ein Allein-
stellungsmerkmal. Die Konfrontation in 
der Debatte um die Zukunft des Landes 
wird von den anderen Parteien ange-
nommen werden müssen. Wo dies nicht 
geschieht wie etwa von der CDU in 
Sachsen, gewinnt die AfD erst recht. Im 
Osten ist sie mit 21,2% zur zweitstärk-
sten Partei nach der Union geworden, 
deutlich vor DIE LINKE und der SPD. 
 
Die Grünen gehen stabil aus der Wahl 
hervor. Sie erreichen mehr als die Um-
fragen ihnen zuvor zurechneten, die 
offensichtliche Orientierung ihres Spit-
zenduos auf eine schwarzgrüne Koali-
tion hat ihnen in der Summe nicht ge-
schadet, eher im Gegenteil. Sie sind die 
Partei eines neuen Bildungsbürgertums, 
wirken entsprechend polarisierend in 
gesellschaftlichen Debatten und bilden 
in vielfacher Hinsicht, vor allem hin-
sichtlich der soziopolitischen Milieus, 
den Gegenpol zur AfD. Eine Koalition 
mit den Grünen wird für die CDU den 
Graben zu den abgewanderten AfD-An-
hängern jedenfalls nicht verkleinern. 

 
DIE LINKE bleibt ebenfalls stabil, er-
reicht absolut mehr Zweitstimmen als 
2013 und erzielt das zweitbeste Ergebnis 
der Parteigeschichte. Allerdings wird sie 
nicht zweistellig und auch nicht stärker 
als die AfD. In ihrer Wählerschaft gibt 
es erhebliche Veränderungen. Der Rück-
halt im Osten geht deutlich zurück, auf 
17,1%. Im Westen wächst die Partei auf 
7,2% der gültigen Stimmen. Es gibt im 
Westen nennenswerte Gewinne von der 
SPD, die nach den vorherigen Land-
tagswahlen so nicht zu erwarten waren. 
Das verschiebt die Kräfteverhältnisse 
innerhalb der Partei weiter in Richtung 
westliche Landesverbände. Auch der 
überdurchschnittliche Zuspruch unter 
jüngeren Wählerinnen und Wählern 
hält an. Offensichtlich setzt sich für die 
Partei (nicht nur im Osten) der Trend 
einer wachsenden Schere zwischen den 
Ergebnissen in Städten und ländlichen, 
peripheren Regionen fort. Dazu zählt 
auch, dass die Partei wieder wie die 
frühere PDS einen überdurchschnitt-
lichen Stimmenanteil unter Akademi-
kern erreicht. Die Partei befindet sich im 
Umbruch, dieser führte unterm Strich 
zu keinem Einbruch, insofern war die 
Wahlstrategie erfolgreich. Das Ergebnis 
überrascht sogar insofern positiv, als die 
Partei frühzeitig aus dem Spiel um die 
Macht, um künftige Koalitionen ausge-
schieden war. Sie verliert die Position 
der stärksten Oppositionspartei und wird 
es schwerer haben, sich gegenüber den 

größeren Oppositionsparteien mediales 
Gehör zu verschaffen. Auch kann ein 
stabiles Ergebnis für eine Partei, die 
auf fortschrittliche gesellschaftliche 
Veränderungen setzt, nicht befriedigen, 
zumal auch die einzig mögliche Mehr-
heitsoption in weitere Ferne gerückt 
ist. Unter den veränderten politischen 
Bedingungen wird es darauf ankom-
men, die vorhandenen strategischen 
und gesellschaftspolitischen Blocka-
den zu überwunden, um größere poli-
tische Handlungsoptionen zu erlangen. 
 
Die Wahlbeteiligung ist erneut und 
deutlich gestiegen, was ein gestiegenes 
politisches Interesse der Bürgerinnen 
und Bürger spiegelt. Der Anstieg ver-
dankt sich nicht allein zuvor nicht-
wählenden AfD-Wählern. Ob mit der 
gestiegenen Wahlbeteiligung sich die 
soziale Schere in der Beteiligung wie-
der etwas geschlossen hat, bleibt zu 
untersuchen. In Nordrhein-Westfa-
len war zuletzt das Gegenteil der Fall. 
Die Regierungsbildung wird für Ange-
la Merkel nicht einfach. Die Sozialde-
mokraten verfolgen die Strategie, die 
sie bereits in Nordrhein-Westfalen er-
probten: die FDP und die Grünen in eine 
Koalition mit der Union zu zwingen. Die 
CDU wird im Falle einer Jamaika-Ko-
alition die parteiidentitätspolitischen 
Bedürfnisse von drei kleineren Partnern 
befriedigen müssen. Nachhaltige Lö-
sungen für die großen gesellschaftlichen 
Fragen sind da eher nicht zu erwarten. 
 
Für SPD und LINKE als linke Op-
positionsparteien zu einer solchen 
Regierung böte sich die Chance, in 
der Opposition tatsächlich eine lin-
ke gesellschaftspolitische Alterna-
tive zu formieren. Es dürfte das auf 
lange Sicht letzte Zeitfenster für die 
Erneuerung sozialdemokratischer 
und linksreformistischer Politik sein. 

Erste Deutungen und Bewertungen

1. Im Deutschen Bundestag sind erst-
mals sieben Parteien vertreten. Neben 
einer großen und einer mittleren Par-
tei finden sich fünf »kleine« Parteien. 
Sichtbarkeit und parteipolitische Unter-
scheidbarkeit werden mit Blick auf die 
mediale Öffentlichkeit wie mit Blick 
auf die eigenen Anhänger zu einem 
weitaus größeren Problem als bisher. 
Das gilt auch für die Koalitionsbildung 
mit drei oder gar vier Parteien. Partei-
politische Identitätspolitik, das Agieren 
zum »Wohl der Partei« dürfte erheblich 
an Gewicht gewinnen. Der mit jeder 
Parlamentswahl verbundene Auftrag 
an die im Parlament vertretenen Par-
teien, mit dem Wahlergebnis am Ende 
eine Regierung zu bilden, könnte un-
ter diesen Umständen weiter an hand-
lungsleitender Bedeutung verlieren. 

2. Das Wahlergebnis unterstreicht 
die in unseren Analysen der Bundes-
tagswahl 2013 bereits herausgestellte 
Tendenz zur abnehmenden Bedeutung 
der Parteien, die seitens der Bevölke-
rung links von der Union verortet wer-
den: SPD, Grüne und DIE LINKE. Die 
nur zufällig 2013 nochmals zustande 
gekommene rechnerische parlamenta-
rische Mehrheit der rot-rot-grünen Par-
teien wurde ebenso wenig genutzt wie 

Unbeantwortete Fragen
Auszug aus dem Wahlnachtbericht von Horst Kahrs, Wahlforscher der Rosa Luxemburg Stiftung 

„Wir müssen lernen, uns an gar nie-
mandem abzuarbeiten. Wir müssen 
lernen, unsere eigenen Positionen 
stärker in den Vordergrund zu rücken 
und für die zu werben. Wir haben 
ja auch ein richtig gutes Programm 
gemacht.

Bernd Riexinger

Schon 2013 absehbar: Der Einzug der AfD vier Jahre später.  Foto: wikipedia
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die gemeinsame Oppositionszeit unter 
der CDU/CSU/FDP-Regierung 2009-
2013, um eine gesellschaftspolitische 
Alternative zum Kurs der Merkel-Re-
gierungen aufzubauen. Dafür braucht es 
mehr als ein paar Gesprächsrunden und 
den Abgleich von Schnittmengen in den 
Wahlprogrammen. Ohne ein paar grund-
legende gemeinsame Vorstellungen, 
wohin und in welchen gesellschaftspoli-
tischen Leitplanken die bundesdeutsche 
Gesellschaft gesteuert werden soll in ei-
ner komplexen Weltlage und warum und 
wie die Zukunft besser werden kann als 
die Gegenwart und Vergangenheit, wird 
es nicht gehen. Ohne dem wird nicht 
zuletzt den zu erwartenden Gegenmobi-
lisierungen nicht erfolgreich widerstan-
den werden können. Wer progressive 
Politik in diesem Land will, wird auf ei-
nen Neuanfang der und in den Parteien 
setzen müssen. Eine linke Opposition 
aus DIE LINKE und SPD wäre wohl 
eine letzte Chance, alternative Gestal-
tungsperspektiven auf dem Boden des 
bestehenden Parteiensystems zu ent-
wickeln: wohin sollten sich das Land 
und seine Rolle in der Welt entwickeln. 

3. Mit dem Thema »soziale Gerech-
tigkeit«, wie wir es aus der Vergangen-
heit kannten, ließ sich die Wahl nicht 
gewinnen. In der Interpretation des 
Schulz-Hypes kam eine naheliegende 
Variante nicht vor: Wenn Martin Schulz 
in der Bevölkerung – und nicht nur in 
linken oder sozialdemokratischen Par-
teikreisen - für irgendetwas bekannt war, 
dann für sein Eintreten für europäische 
Zusammenarbeit, gute Nachbarschaft 
und demokratische Weiterentwicke-
lung der EU. Thomas Falkner schreibt:  
 
»Nach den Brexit- und der Trump-Er-
fahrung sowie angesichts der Sorgen 
um die Wahlergebnisse in den Nieder-
landen und Frankreich suchten da-
mals viele Wählerinnen und Wähler 
links der Mitte nach einer starken Fi-
gur, die für Deutschland diesen Trends 
würde Paroli bieten können. Sie erwo-
gen zeitweise sogar, deswegen Angela 
Merkel zu wählen. Dann kam Schulz 
– und es schien die Erlösung zu sein.«  
 
Wie nun, wenn die Stimmungswelle 
gerade durch Erwartungen an die deut-
sche europäische Politik in Zeiten von 
Trump, Putin, Erdogan, Le Pen getragen 
wurde? Und in sich zusammenbrach, 
als er diese Stärke im Wahlkampf sorg-
sam versteckte? Der Schulz-Hype – die 
schnell enttäuschte Hoffnung, dass da 
einer käme mit einer Idee, wie den ge-
waltigen Veränderungen, die die Bür-
ger und Bürgerinnen um sich herum 
wahrnehmen, europäisch und  nicht  im  
Rückzug auf die alten Nationalstaaten  
zu begegnet, Kontrolle (wieder-)ge-
wonnen werden könnte? (Vgl. die 
Umfragen zu »Weltoffenes Land oder 
nationale Grenzen«) Jedenfalls spiel-
ten Probleme, die die Bürgerinnen und 
Bürger bewegen, die Zukunft Europas, 
die Rolle Deutschlands gegenüber den 
globalen Problemen, die Bekämpfung 
von Fluchtursachen jenseits moralisch 
zwielichtiger Abkommen mit anderen 
Staaten eine sehr untergeordnete Rolle, 
das gleiche Bild, wenn man nach der 
weiteren Dynamik und Gestaltung der 
digitalen Arbeitswelt fragt. Dabei geht 
es jeweils weniger um fertige Konzepte, 
sondern um politische und moralische, 
wertepolitische Leitplanken, innerhalb 
deren die kommenden Veränderungen 
gehalten werden sollen, in denen eige-
nes Handeln stattfindet; Ordnungsvor-

stellungen, die den Unterschied ma-
chen, Vorstellungen, wie das von 71% 
der Befragten am Wahltag abgegebene 
Votum für ein »weltoffenes Land« um-
gesetzt werden kann und soll. Also Fra-
gen wie: Wie verschafft man solchen 
Orientierungen dann Gestaltungskraft, 
wie gewinnt man überhaupt politische, 
demokratische Kontrolle zurück? Da-
rüber war wenig Neues zu erfahren. 

4. Die »Flüchtlingskrise« 2015/2016 
hat am Umgang mit Flüchtlingen in der 
bundesdeutschen Gesellschaft eine auf-
gestaute gesellschaftspolitische Rich-
tungsdebatte aufbrechen lassen, die 
eine Vielzahl von Fragen umfasst und 
die traditionellen Parteigrenzen durch-
bricht. Sie lassen sich auch nicht entlang 
der Grenzziehungen von sozioökono-

mischen Fragen und Problemen einer-
seits und kulturellen Unterschieden an-
dererseits bearbeiten. Es geht im umfas-
senden Sinne um »Unsere Zukunft in der 
Welt« und das Unbehagen, welches der 
Status quo auslöst. Alle Umfragen, die 
nach den Zukunftserwartungen fragen, 
ergeben ein ähnliches Bild: Mehrheit-
lich wäre erwünscht, dass es so weiter 
geht wie bisher, aber was erwartet, dass 
es so nicht kommen bzw. gehen wird. 

5. Wo etablierte Parteien dieser po-
litischen Verunsicherung nicht gerecht 
werden, profitieren derzeit politische 
Unternehmer-Persönlichkeiten unter-
schiedlichster politischer Coleur, für die 
Parteien allenfalls noch Plattformen der 
eigenen Selbstinszenierung sind. Der 
vergleichsweise bescheidene Erfolg von 
Christian Lindner spricht dafür, dass 
das parteipolitische System in Deutsch-
land (noch) stabiler ist als in vielen 
europäischen Nachbarländern. Aber 
neue Tendenzen, die politischen Ge-
schicke Persönlichkeiten anzuvertrau-
en, sind jenseits der Lindner-FDP auch 
in Deutschland sichtbar, etwas in den 
Wahlerfolgen von Winfried Kretsch-

mann und Malu Dreyer, insbesondere 
Kretschmann eine politische Figur, die 
nicht im Sinne der üblichen Persona-
lisierung der Partei ein Gesicht gibt. 

6. Der Erfolg der AfD resultiert eben-
falls aus der unbeantworteten Verunsi-
cherung über die Gestaltungskraft von 
demokratischer Politik und den Ent-
fremdungserfahrungen zwischen der 
Welt der Politik und der eigenen All-
tagswelt. Und mehr: Mit dem Einzug 
der AfD in den Deutschen Bundestag 
ziehen nicht nur, aber eben auch offen 
völkisch-nationalistisches Gedankengut 
und seine Protagonisten ins Parlament. 
Jeder Bürger, jede Bürgerin konnte wis-
sen, dass führende Personen der AfD 
Positionen vertreten, die einige von al-
len anderen Parteien getragenen Grund-

Wir werden die Opposition der sozi-
alen und ökologischen Gerechtigkeit 
sein und die Auseinandersetzung 
mit klarer Kante gegen Rassismus 
und Nationalismus führen.

Katja Kipping

regeln des gesellschaftlichen Zusam-
menlebens außer Kraft setzen wollen. 
Wer AfD wählte, konnte wissen, was er 
oder sie tat. Es führt nun kein Weg mehr 
an der Tatsache vorbei, dass es eine 
Minderheit in der Bevölkerung gibt, die 
einen grundlegenden politischen Kurs-
wechsel in Richtung Nationalismus usw. 
unterstützt. Diese Deutsch- Nationalen 
und Wertkonservativen hat es zwar im-
mer in der Gesellschaft gegeben, nicht 
aber als eigenständige politische For-
mation mit einer eigenen Dynamik. 

7. Die AfD selbst hat seit ihrer Grün-
dung mehrfach Schritte der Selbst-Ra-
dikalisierung vollzogen. Eine Konstan-
te der bundesdeutschen Vergangen-
heits-Deutung ist endgültig dementiert. 
Es galt immer als zentrale Lehre aus 
dem Untergang der Weimarer Republik, 
dass ökonomische Krisen und hohe Ar-
beitslosigkeit die Demokratie gefährden 
und radikale Parteien nach oben spülen 
würden. Die AfD gewinnt entgegen 
diesen Erwartungen in Zeiten wirt-
schaftlichen Wachstums, abnehmender 
Arbeitslosigkeit und weit verbreiteter 
Zufriedenheit mit der persönlichen und 
allgemeinen wirtschaftlichen Lage. 

8. Der Einzug der AfD in den Deut-
schen Bundestag ist keine Überraschung. 
Er kündigte sich über etliche Landtags-
wahlen hinweg an, hat auch eher zu-
fällig 2013 noch nicht stattge- funden. 
Natürlich ist die Frage, ob die Geschich-
te anders verlaufen wäre, wenn es statt 
einer Fünf- nur eine Zweiprozenthürde 
gäbe und die AfD im »Status Lucke« ins 
Parlament eingezogen wäre, rein spe-
kulativ. Doch zeigt sich, dass die Sperr-
klausel nicht vor autoritären und antide-
mokratischen Dynamiken schützt, sie 
im Gegenteil womöglich gar befördert.  
 
Gescheitert sind im Bundestags-
wahlkampf auch all jene Strate-
gien, die darauf zielten, dem Thema 
Flüchtlinge und Integration durch 
andere (soziale) Themen wie Mie-
ten und Wohnen, Rente die wahlent-
scheidende Bedeutung zu nehmen. 

  9. Der Erfolg der AfD lässt sich nur 
sehr begrenzt sozioökonomisch mit 
»Verlierern« und »Abgehängten« er-
klären. Er offenbart vielmehr das Di-
lemma des kulturellen und sozialen 
Konservatismus, der keineswegs auf die 
Union begrenzt ist. Die Dynamik der 
(transnationalen) kapitalistisch getrie-
benen Veränderung – manche nennen 
es »die Märkte«, Marx sprach davon, 
alles Bestehende würde vom Heißhun-
ger nach Profit »verdampft« – treibt 
Veränderungen in der Arbeitswelt, in 
der Lebenswelt, in den sozialstaatlichen 
Institutionen und fordert entsprechende 
Anpassungsprozesse. Politisch erschei-
nen sie zuweilen als Rückschritt hinter 
einen historisch errungenen Kompro-
miss zwischen Arbeit und Kapital, also 
hinter bestimmte sozialstaatliche Stan-
dards, Auffassungen von Solidarität, 
Leistungsgerechtigkeit usw.; ein ander 
mal als kulturelle Modernisierung im 
Sinne der Auflösung traditionaler, pa-
triarchaler Bindungen an Religion, Rol-
lenverständnisse, Familienbilder. Die  
SPD  hat  sich  unter Schröder einem 
solchen – parteipolitisch fehlgeschla-
genen – Anpassungsprozess der sozi-
alstaatlichen Institutionen unterzogen. 
Die Union hörte, zumindest aus die-
sem Blickwinkel, unter Merkel zwecks 
Machterhalt auf, konservativ zu sein 
und begann den zweiten Anpassungs-
prozess auf der kulturellen und gesell-
schaftspolitischen Ebene. Vormals in 
dieser Partei gebundene Deutsch- Na-
tionale und Wertkonservative, poli-
tisch Erfahrene, fühlten sich politisch 
entheimatet und bildeten zusammen 
mit ebenso ins politische Abseits ge-
stellten Ordoliberalen eine neue Partei. 

10. Entscheidend für den Erfolg der 
neuen Partei war und ist, dass durch die 
beiden beschriebenen Anpassungspro-
zesse im zurückliegenden guten Jahr-
zehnt Lebensmodelle, Werthaltungen 
und Mentalitäten, die zuvor zur Norma-
lität der Mehrheits-Mitte zählten und die 
Basis institutioneller Arrangements und 
Normen gebildet hatten, in eine Minder-
heiten- Position gerieten. Beide Anpas-
sungsprozesse behaupteten sich als »al-
ternativlos«, was den Eindruck mangeln-
den Gestaltungswillens der politischen 
Parteien vertiefte. Rollenbilder anderer 
Schichten (Stichwort »Vereinbarkeit«) 
wurden zu den neuen Leitbildern er-
klärt. Mit den zuvor historisch gewach-
senen Arrangements verbunden sind 
individuelle und milieugebundene Le-
bensführungsmodelle und Mentalitäten, 
die sich nicht geschwind an veränderte 
Bedingungen anpassen (wollen und/
oder mangels Ressourcen können). Statt 
von »Verlierern« der Modernisierung 
oder »Abgehängten« würde es besser 
von »neuen Minderheiten« gesprochen. 

11. Beide Dynamiken zusammen: die 
Verunsicherung, die von einer verän-
derten Lage in der Welt, der globalen 
Probleme wie den veränderten Arbeits-
welten, ausgeht; und die politische Wut, 
die von soziokulturellen Entwertungs-
prozessen und der Beharrlichkeit von 
Mentalitäten ausgeht; werden von der 
AfD in einem übersichtlichen Gesell-
schaftsbild zusammengebunden. Eine 
Alternative, die für die von der AfD 
motivierten Schichten anziehend wäre, 
ist nicht in Sicht, wodurch sich ihre An-
ziehungskraft weiter erhöhen kann. Im 
Angebot ist lediglich das Primat der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, 
des Wachstums und der Arbeitsplätze, 
als Handlungs- und Gestaltungsprinzip. 

2013 profilierte sich die AfD als eurokritische Partei und scheiterte knapp an der 5 %-Hürde
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Rassismus den Boden entziehen!
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Hiermit bedanken wir beide uns ganz 
herzlich bei allen Mitgliedern und 
Sympathisanten*innen unserer Par-
tei, ohne deren Einsatz der Wahlkampf 
in Dresden undenkbar gewesen wäre. 
Danke fürs Verteilen, fürs Plakateauf-
hängen, für die Unterstützung an In-
foständen, bei Tilos Mikroevents und 
bei Katjas Rotem Wohnzimmer. Dan-
ke für die guten Ratschläge und all die 
Spenden. Ein besonderes Dankeschön 
geht an die Ehrenamtlichen des Stadt-
vorstandes, an Jaqueline Muth, die 
den Wahlkampf für die Stadtpartei ge-
managt hat, an Uwe Schaarschmidt, 
Ute Bortlik und Franziska Fehst aus 

Für sozialen Fortschritt!

Seit drei Jahren trägt PEGIDA rassistische Hetze auf die Dresdner Straßen. 
Doch die Wut dieser Menschen ist durch die neoliberale Politik in Sachsen 
hausgemacht. Die Vernachlässigung des ländlichen Raumes, die Personal- 
und Mittelkürzungen im öffentlichen Dienst oder der Totalverkauf der 
Dresdner WOBA haben das Land ungleicher gemacht und Wut erzeugt. Diese 
Wut trägt PEGIDA auf die Straße, um sie gegen die Falschen zu wenden. Ge-
meinsam mit vielen anderen Organisationen und Gruppen, die von anderen 
Plätzen Dresdens zur Abschlusskundgebung kommen, wollen wir ein starkes 
Signal dafür setzten, dass wir uns nicht gegen Migrant*innen ausspielen 
lassen, sondern gemeinsam für die Verbesserung unserer Lebens- und Ar-
beitsverhältnisse eintreten. Nehmt teil. Bringt Verwandte und Bekannte mit. 

Samstag, 28. Oktober 2017
Beginn: 14:30 Uhr, Jorge-Gomondai-Platz
Abschlusskundgebung: ca. 16 Uhr am Pirnaischen Platz

Katjas Wahlkreisbüro und natürlich 
an die Linksjugend solid, die nicht nur 
bei der BRN, dem Hechtfest und dem 
Nachtwahlkampf umwerfend war. 

Allen Dresdnerinnen und Dresdner, 
die uns ihre Stimme gegeben haben, 
sagen wir Danke. Wir nehmen das als 
Arbeitsauftrag, weiter für soziale Ge-
rechtigkeit und Frieden zu streiten.  
Für Euch, mit Euch: Dieses Mot-
to gilt für uns nicht nur vor, sondern 
auch nach der Wahl. Deshalb findet 
die nächste Sprechstunde unter frei-
em Himmel am 10. Oktober von 14 
bis 16 Uhr am Pirnaischen Platz statt. 

Die Neue kommt – und 
Ihr seid eingeladen

Trump macht mobil, die AfD geistert 
durch die Parlamente, Rassismus 
grassiert in der Mitte der Gesell-
schaft und für den Kapitalismus 
läufts wie geschmiert, weil sich die 
Armen gegen die Ärmsten stellen. 

Und DIE LINKE? Sie wächst. Im-
mer mehr Menschen setzen die Hoff-
nung in uns, dass sich Verhältnisse än-
dern, dass wir für ein anderes Dresden 
streiten, dass soziale Verwerfungen 
eine linke Antwort bekommen, dass 
mehr Menschen den Kampf mit den 
Mächtigen aufnehmen und nicht mit 
denen, die aus Not zu uns kommen.  

Also? Treffen wir uns! Neumitglieder 
und Altgediente, Arbeiterinnen und 
Akademiker, Pragmatiker und Vi-

sionärinnen – wir laden Euch ein 
am 23. Oktober, 18 Uhr ins Haus 
der Begegnung, Großenhainer Stra-
ße 93 (Zugang übern Hinterhof). 

Lasst uns reden, was trinken und 
ambitionierte Pläne schmieden! 

von Thomas Feske und Sebastian Schindler

Wir
sagen
Danke!

Gewählte Bundestagsabgeordnete

Direktmandat
Sören Pellmann
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(K)ein Gym für 
Gorbitz?
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Diesel-Gate 0303
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Fernbusbahnhof

04 Dresden 
(er)lesen

Schulnetz

Herr Oberbürgermeister,
meine Damen und Herren,

„Die Sachsen sind immun gegen 
Rechtsextremismus.“ 

Diese fatale Fehleinschätzung stammt 
von keinem geringen als dem früheren 
Ministerpräsidenten Kurt Biedenkopf. 
Sie steht exemplarisch für das weitrei-
chende Versagen von Politik, Behör-
den und Teilen der Gesellschaft beim 
Umgang mit der extremen Rechten.  

Eine jahrelange Kultur der Gleich-
gültigkeit, des Wegschauens und Ver-
harmlosens hat den rechten Rand im 
Freistaat Sachsen erst stark gemacht.  

Was sich früher in klammheimlicher 
Zustimmung einiger weniger erschöpf-
te, drängt heute selbstbewusst und 
ohne jede Scham in die Öffentlichkeit. 

Dresden ist leider der Ausgangs-
punkt einer nicht nur unrühmlichen, 
sondern vor allem auch gefährlichen 
gesellschaftlichen Entwicklung.  

Zuerst werden die Menschen von PE-
GIDA, AfD und NPD auf den Straßen 
und Plätzen unserer Stadt mit Wor-
ten aufgehetzt. Dann folgen die Taten: 
Schwere Brandstiftung. Versuchter 
Mord. Gefährliche Körperverletzung. 
Bildung krimineller und terroristischer 
Vereinigungen. Um nur die schwers-
ten Delikte zu nennen. Stellvertretend 
für diese Taten stehen Städte, die sich 
alle im Umkreis von Dresden finden: 
Freital. Heidenau. Meißen. Bautzen. 

Dass sich Dresden im Zentrum die-
ser brisanten Situation befindet, ist 
kein Zufall, sondern das Ergebnis ei-
ner längeren Entwicklung, die - nicht 
nur aber auch - durch zum Teil gravie-
rende politische Fehlentscheidungen 
und Unterlassungen begünstigt wurde. 

So fand in Dresden im Februar 2000 erst-
mals ein sogenannter „Trauermarsch“ 
eines zunächst kleinen und unbedeu-
tenden Häufleins Ewiggestriger statt.  

Ein Häuflein, dass sich innerhalb we-
niger Jahre zum größten Naziauf-
marsch Europas auswachsen konnte. 
Im Jahr 2010 reihte sich übrigens auch 

der heutige Fraktionsvorsitzende der 
AfD in Thüringen, Björn Höcke, ein. 

Auch Beate Zschäpe ist durch Dresden 
marschiert und erhielt hier Impulse 
und Zuspruch für ihre Nazi-Ideolo-
gie. Später verübte die Terrorgruppe 
„Nationalsozialistischer Untergrund“ 
10 Morde und 15 Raubüberfälle. 

In Sachsen werden an jedem einzel-
nen Tag mehr als fünf rechtsextremi-
stisch motivierte Straftaten begangen. 

Doch statt den Umtrieben alter und neu-
er Nazis entschlossen entgegenzutre-
ten, wurden antifaschistischer Protest 
und zivilgesellschaftliches Engage-
ment jahrelang immer wieder behin-
dert und diskreditiert. Auch in Dresden. 
 
So fand im Februar 2009 - getragen von 
einem breiten zivilgesellschaftlichen 
Bündnis - unter dem Motto „Geh Den-
ken“ eine große Kundgebung auf dem 
Theaterplatz statt. Franz Müntefering, 

Wolfgang Thierse, Gregor Gysi, Kat-
ja Kipping, Claudia Roth und der da-
malige Bundesvorsitzende des DGB, 
Michael Sommer, nahmen daran teil.  

Es war eine gelungene, friedliche und 
bunte Kundgebung mit tausenden 
Menschen. Ein starkes, ein ermuti-
gendes Signal gegen Rechts. Und was 
machte die CDU? Sie blieb nicht nur 
fern, sondern diffamierte das Ganze 
als Veranstaltung „linker Chaoten“. 

Am 13. Februar 2011 sollte dann der 
„Mahngang Täterspuren“ durchgeführt 
werden, um an verschiedenen Orten für 
die NS-Geschichte Dresdens zu sen-
sibilisieren. Die Versammlungsbehör-
de dieses Rathauses brachte es fertig, 
den „Mahngang“ derart mit Auflagen 
zu überziehen, dass er praktisch nicht 
mehr durchgeführt werden konnte. 

Es gab da keinerlei Unrechtsein-
sicht. Das Verwaltungsgericht Dres-
den hat dann mit Urteil vom 18. Sep-

tember 2013 die Rechtswidrigkeit 
festgestellt. Soviel zum rechtstreuen 
Wirken der Versammlungsbehörde. 

Es gäbe noch eine ganze Menge mehr zu 
sagen, zur gegenwärtigen gesellschaft-
lichen Situation und zu den Ursachen 
des Erstarkens der extremen Rechten.  
Doch Handeln tut not. Und deshalb 
werden wir heute das „Lokale Hand-
lungsprogramm für ein vielfältiges 
und weltoffenes Dresden“ beschließen. 

Dass die CDU dieses Programm nicht 
mittragen will, spricht für sich und fügt 
sich nahtlos in deren gesamtes Verhal-
ten während der vergangen Jahre ein.  

Sie sind hier die größte Fraktion und 
Sie werden der damit verbundenen Ver-
antwortung nicht im Ansatz gerecht.  

„Handeln tut not“
Wir dokumentieren die Rede von unserem Fraktionsvorsitzenden André Schollbach zum Lokalen Hand-
lungsprogramm für ein vielfältiges und weltoffenes Dresden aus der Stadtratssitzung am 07. September

LINKE-Fraktionsvorsitzender André Schollbach wendet sich direkt an die CDU-Fraktion und erinnert sie an ihre Verantwortung für Dresden

Foto: Max Kretzschmar

Umwelt und Verkehr

linke-fraktion-dresden.de
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Aus der Stadtratssitzung am 07. September 2017
Mit einem Newsletter informiert DIE LINKE. Fraktion gleich im Anschluss an die aktuelle Ratsitzung alle Interessenten per Mail über 
die wichtigsten Entscheidungen des Stadtrates: 

www.linke-fraktion-dresden.de/presse/newsletter
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Diskussion zum Fernbusbahnhof

von Pia Barkow

Nachdem wir die Frage zum neuen 
Standort eines Busbahnhofs mehrfach 
in der Fraktion diskutierten, haben wir 
uns in der vergangenen Stadtratssit-
zung gegen Einrichtung eines Busbahn-
hofs am Hauptbahnhof ausgesprochen.  

Der jetzige Fernbushalt an der Bay-
rischen Straße am Hauptbahnhof kann 
dort nicht mehr lange bestehen, das 
steht außer Frage. Eine richtige Station 
mit Wartehäuschen, Toiletten und Ti-
cketschalter gibt es nicht. Leute warten 
auf ihrem Koffer sitzend; wenn Busse 
ankommen, bilden sich große Men-
schentrauben vor dem Einstieg, die den 
Bürgersteig blockieren und Autos fahren 
oftmals nur knapp an der Gepäckausga-
be vorbei. Es halten mittlerweile zu viele 
Busse dort, um diese provisorische Lö-
sung weiterhin zu behalten. Dass also ein 
richtiger Fernbushalt irgendwo entste-
hen muss, ist richtig. Aber, da der neue 
Halt für Jahrzehnte bestehen soll, muss 
die Entscheidung wohl überlegt sein.  

Leitend waren dabei die Fragen, wie die 
Situation für die Busreisenden verbes-
sert werden kann, welche bereits vor-
handene Infrastruktur sinnvoll zu nut-
zen ist, sowie die Anforderung, all jene, 
die nicht mit dem Bus fahren, zu be-

rücksichtigen und unnötige Busfahrten 
in das Stadtzentrum zu vermeiden. 

Da die Fernbusreisenden laut Umfragen 
überwiegend mit Bus und Bahn zur Sta-
tion fahren, wünschen sie sich eine gute 
Anbindung. Darin ist der Hauptbahn-
hof als Standort natürlich unschlagbar. 
Jedoch geben die Fernbusfahrgäste in 
Umfragen an, dass sie unter „guter An-
bindung“ eine Erreichbarkeit innerhalb 
von 30 Minuten mit dem ÖPNV meinen 
– eine Fernbusstation deutlich näher an 
der Autobahn, wäre also an vielen Stel-
len möglich, ohne dass die Fahrgäste 

die Erreichbarkeit als zu schlecht ein-
schätzen würden – z.B. am Flughafen.  

In Gesprächen mit Busunternehmen 
wurde uns als Zielgröße mitgeteilt, 
der neue Fernbusbahnhof solle eine 
Steigerung der Fernbusabfahrten auf 
täglich 280 Fahrten bringen. Wenn 
täglich 280 Busse in das Stadtzentrum 
rein – und anschließen auch wieder 
rausfahren, bedeutet das für die Zu-
fahrtstraßen, alle 1,5 Minuten passiert 
ein Fernbus. Diese Größe ist nicht nur 
für die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner der Strecke sehr unangenehm, es 

wird auch zu vermehrtem Stau und 
Lärmbelastungen auf den Strecken 
kommen. Sinnvoller wäre es demnach, 
die Bushaltestelle näher an die Auto-
bahn zu verlegen, um die Busfahrten 
durch das Stadtgebiet zu verringern.  

Der Wunsch einen großen Mobilitätskno-
tenpunkt zu errichten, wo die Fahrgäste 
vom Fernbus in die Bahn umsteigen 
ist verständlich, aber realitätsfern.  
 
Sämtliche wissenschaftlichen Studi-
en ergeben, dass die Menschen ent-
weder mit dem Fernbus reisen oder 
mit der Deutschen Bahn. Umstiege 
von dem einen auf das andere Ver-
kehrsmittel finden faktisch nicht statt.  
 
Daher ist die Nähe beider Sta-
tionen auch nicht erforderlich.  

Nicht zuletzt befinden wir uns gerade 
mitten in der Diesel-Debatte, deren Aus-
gang noch völlig offen ist. Ob wir künf-
tig strengere Regeln zu Abgasgrenzen 
oder Luftreinhalteverordnungen erwar-
ten können, Fahrverbote auch in Dres-
den eine Rolle spielen könnten ist der-
zeit noch völlig unklar. In der jetzigen 
Situation eine Entscheidung zu treffen, 
die bewirkt, dass täglich 280 Diesel-
busse mitten in das Stadtzentrum fahren 
ist schlichtweg töricht. Es wäre zumin-
dest notwendig gewesen, abzuwarten 
bis die Frage: Wie geht’s weiter mit 
Dieselabgasen in Städten? geklärt ist. 
Daher haben wir uns als Fraktion dage-
gen ausgesprochen, den neuen Fernbus-
bahnhof am Hauptbahnhof zu errichten. 

Lange haben wir darauf gewartet und 
wurden fast ein halbes Jahr vertröstet.  
Im Vergleich zu dem Referenten-
entwurf, welcher zu großen Teilen 
von uns mitgetragen wurde, liegt 
jetzt ein Schulnetzplan vor, den wir 
in vielen Teilen sehr kritisch sehen.  

Wenn ich WIR sage, meine ich nicht 
nur die Fraktion DIE LINKE, sondern 
die BildungspolitikerInnen der Koo-
peration von Rot-Grün-Rot, die auf 
diesem Gebiet sehr gut zusammenar-
beiten. Wir sind weder VerwalterInnen 
noch SchulplatzzählerInnen, sondern 
verstehen uns tatsächlich als Bildungs-
politikerinnen. Deshalb sind wir nicht 
bereit, die Bildungsberichte zu igno-
rieren, welche ganz klar Prohlis und 
Gorbitz als abgehängte Ortsteile se-
hen. Deswegen kämpfen wir, hoffent-
lich mit Unterstützung der Ortsbeiräte, 
um ein Gymnasium oder wenigstens 
ein Berufsgymnasium in Gorbitz und 
Prohlis. Weder das Eine, noch das 
Andere sieht der Schulnetzplan vor.  

Auch die Grundschulplanung sehen wir 
kritisch. Ja, auch wir sind der Meinung, 
dass wir mehr Grundschulplätze brau-

chen, allerdings nicht durch fünfzügige 
Grundschulen. Wir können auch nicht 
einer Verlagerung verschiedener För-
derschulen zustimmen, um die Plätze 
an deren benachbarten Grundschulen 
zu erweitern. So wollen wir die Robin-
sonschule in der Nachbarschaft der 14. 
Grundschule belassen und dafür die 
Grundschule Cämmerswalder Straße 
(OA Plauen) wiedereröffnen. Auch die 
ursprünglich geplante 146. Grundschu-
le an der Leisniger Straße halten wir 
weiter für notwendig, der neue Entwurf 
sieht dies nicht so. Die Grundschulplät-
ze in Weixdorf und in Schönfeld-Weißig 
werden in den nächsten Jahren nicht 
ausreichend sein. Auch dafür müssen 
Lösungen gefunden werden. Einige 
Schulen sollen neu errichtet werden, so 
zum Bespiel auf der Cockerwiese, der 
Bodenbacher Straße und auf dem Ge-
lände der Operette. Dafür werden aber 
alte Standorte, wie die Boxberger Stra-
ße oder die Ginsterstraße ganz aus der 
Planung rausgenommen. Das ist nicht 
nachvollziehbar, denn für die Boxberger 
Straße wurden die finanziellen Mittel für 
die Sanierung schon durch Rot-Grün-
Rot bereitgestellt. Mit den Oberschul-
standorten, den drei Neugründungen an 
der Ecke Stauffenbergallee, Königsbrü-
cker Straße, der Freiberger Straße (alter 
Kohlenbahnhof) und auf dem Schilfweg 

(ehemalige Volkshochschule), sind wir 
einverstanden. Wichtig ist auch, dass die 
Universitätsschule, eine Grundschule 
und Oberschule, eine Entwicklungs-
perspektive bekommt, wünschenswert 
am Standort Pfotenhauer Straße. Der 
Schulnetzplan wird weiter in allen Ort-
schaften und Ortsbeiräten diskutiert und 
wir sind gespannt, was für Hinweise wir 
noch bekommen. Oft wissen die Beiräte 
besser, welche Wohngebiete gebaut wer-

den, wo ein Generationswechsel stattfin-
det oder eben mehr Familien hinziehen. 
Vieles wird in den Prognosezahlen nicht 
berücksichtigt. Das Land fordert die Pla-
nung bis zum 31.12.2018 vorzulegen, 
lasst euch also auch in den Sitzungen in 
den Ortschaften und Ortsamtsbereichen 
nicht hetzen, verlangt genaue Zahlen, 
ladet die SchulleiterInnen  ein oder auch 
Elternvertreter. Lasst uns gemeinsam an 
einem besseren Schulnetzplan arbeiten.  

Der neue Schulnetzplan von Bildungsbürgermeister Vorjohann wird kritisiert

von Anja Apel

Grafik: Max Kretzschmar

(K)ein Gym für Gorbitz?

Mitten im Diesel-Gate

Grafik: Max Kretzschmar

Hinweise an anja.apel@dielinke-dresden.de
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Die Dresdner Büchermesse am neuen Ort

Dresden (er)lesen
Kulturbürgermeisterin Annekatrin 
Klepsch eröffnete Mitte September 
erstmals die Literaturmesse “Dresden 
(er)lesen” im Schloss Albrechtsberg. 
Sie bestätigte damit die Bedeutung 
der Literatur in der Dresdner Kultur-
landschaft und verwies in ihrer Rede 
auf Projekte rund ums Lesen und 
Schreiben sowie die Städtischen Bi-
bliotheken, das Literaturfestival, den 
Buchsommer oder die Kästner-Rallye. 

Nach fünf Jahren “schriftgut” im Mes-
segelände war es die genau richtige Ent-
scheidung, nun auf Schloss Albrechts-
berg, welches zur Messe GmbH gehört, 
die evaluierte Literaturmesse “Dresden 
(er)lesen” durchzuführen. Gekoppelt 
wurde diese Veranstaltung sinnvoller-
weise mit dem Tag des offenen Denk-
mals. Organisiert wurde “Dresden (er)
lesen” durch Verlegerin Katharina Salo-
mo von Salomo-Publishing. 35 Ausstel-
lende präsentierten Angebote aus den 
Sparten Lyrik, Kurzgeschichte, Kin-

von Cornelia Eichner

Drei Tage in Marseille

2013 waren die Städte Marseille (für 
Frankreich) und Košice (Slowenien) 
die Kulturhauptstädte Europas – Dres-
den will es 2025 werden. Aus diesem 
Grund besuchte eine Abordnung von 
Stadträten der CDU, Grünen, SPD, FDP 
und den Linken Marseille gemeinsam 
mit der Kulturbürgermeisterin Anne-
katrin Klepsch und Stefan Hoffmann, 
dem Leiter des Kulturhauptstadtbü-
ros. Wir wollten uns beraten lassen 
und uns vor Ort Projekte anschauen, 
welche über das Kulturhauptstadt-
jahr hinaus wirksam geblieben sind.  

Vor Ort stand uns der amtierende Vor-
sitzende der Jury zur Auswahl künf-
tiger europäischer Kulturhauptstädte, 
Dr. Ulrich Fuchs beratend zur Seite. 
Dieser wird allerdings seine Amts-
zeit schon beendet haben, wenn es 
um die Entscheidung für 2025 geht. 

In mehreren Gesprächsrunden tauschten 
wir uns mit Herrn Fuchs aus und haben 
zu vielen Fragen interessante Antworten 
bekommen. Darüber hinaus gab er uns 
noch Hinweise, was eine Stadt braucht, 
um Kulturhauptstadt werden zu können. 
Er erläuterte uns, worauf die Jury bei 
der Auswahl in der ersten Runde achtet 
und wie das Auswahlverfahren abläuft.  

2019 werden in der ersten Runde aus den 
zehn deutschen Bewerberstädten zwei 
bis drei empfohlen, welche in die zweite 
Bewerbungsrunde. Acht Monate haben 
die ausgewählten Städte danach Zeit, 
die Bewerbung weiter zu bearbeiten und 
ein konkretes Programm zu entwickeln.  

In den zahlreichen Gesprächen haben 
sich auch die die Kernfragen heraus-

kristallisiert, welche für die Bewer-
bung von Bedeutung sind: Was kann 
Dresden von Europa lernen? Was 
kann Europa von Dresden lernen? 

Herr Dr. Ulrich Fuchs sagt dazu: 
„Es muss sich etwas Neues ausgedacht 
werden: Träumen und Phantasieren, Wa-
gen und Mutig sein, über das hinausge-
hen, was schon da ist. Es ist egal, was es 
schon gibt!!! Es muss deutlich werden, 
dass die Bewerbung gewollt ist von der 
Politik und der Bevölkerung. Es darf für 
die Bewerbung nicht nur die Kulturpoli-
tik verantwortlich sein, Kultur muss in 
allen Politikbereichen ihren Platz haben. 

Der Zugang zu Kunst und Kul-
tur soll erweitert werden, mög-
lichst viel soll im öffentlichen 
Raum und umsonst stattfinden.“  

Die Dimension, die wir in Marseil-
le kennen lernen durften, war und ist 
eine ganz andere, als in anderen Kul-
turhauptstädten. Die Bewerbung als 
Kulturhauptstadt war eingebettet in den 
aktiven Entwicklungsplan „Euromé-
diterranée“, welcher mit einer lang-
fristigen Planung über 20 Jahre einen 
Stadtumbau im Umfang von 3,5 Mil-
liarden Euro forcierte. Finanziert wird 
das Projekt zum Großteil vom Staat.  

Der Entwicklungsplan erhielt durch 
die Kulturhauptstadtbewerbung noch 
einmal sehr viele neue Impulse. Be-
saß Marseille vorher kaum Ausstel-
lungen, besitzt die Stadt mittlerweile 
eine reiche Museumslandschaft. 680 
Millionen Euro wurden in die kultu-
relle Infrastruktur gesteckt. Da die-
ses Programm zu einer enormen Ent-

wicklung der Stadt beigetragen hat, 
wurde es noch einmal um 20 Jahre 
verlängert und die Summe verdoppelt 
auf nun insgesamt 7 Milliarden Euro. 

Auf den Führungen durch die Stadt 
wurden uns nachhaltige Projekte vor-
gestellt. Beeindruckend fand ich den 
konsequenten Umbau und Rückbau 
von Straßen. So wurde eine sechsspu-
rige Straße entlang des Hafens unter die 
Erde verlegt, um Platz für Fußgängerzo-
nen und Plätze zu machen. Auf diesen 
erlebten wir abends junge Künstlerinnen 
und Künstler, umringt von ganz vielen 
Menschen, darunter vor allem Einheimi-
sche. Wir besuchten ein Kulturzentrum, 
ein 2013 eröffnetes altes Fabrikgelände, 
welches heute 70 Künstlergruppen be-
herbergt und viele Möglichkeiten zur 
kostenfreien Freizeitgestaltung bietet, 
wie Fußballspiel, Skaterplatz, Spiel-
platz, freie Probenräume, Gärtnern u.v.a.
Mit vielen Ideen bin ich zurückgekom-
men. In den nächsten anderthalb Jahren, 
möchte ich meinen Beitrag leisten zur 
Bewerbung, in dem ich an diesem Thema 
dranbleibe und erste Anträge entwickle. 
Einen Besuch von Marseil-
le kann ich jedem empfehlen. 
 

derbuch, Krimi, Biografie, Roman, sie 
zeigten Bildbände, Wanderführer oder 
Fachliteratur und führen Lesungen und 
Diskussionen durch. Es war ein Event 
der Begegnung, der Vernetzung, der Ko-
operation auf dem Gebiet der Literatur.
Die Messe Dresden selbst ist mehr als ein 
Ort von Produktpräsentationen, sie ist 
auch ein Ort der Kultur ein Wirtschafts-
faktor. Ihre Logistik macht es möglich, 
große Events in Dresden zu organisieren 
und damit den Blick der Öffentlichkeit 
auf unsere Stadt zu lenken - und auch 
zu prägen. Wenn Geschäftsführer Ul-
rich Finger die Veranstaltung der Lite-
raturmesse unterstützt, macht er genau 

dies - und zwar mit sehr viel Engage-
ment und Feingefühl: Dresden als Stadt 
der Literatur, der Kultur zu präsentieren. 

Dresden hadert zur Zeit mächtig mit sei-
nem Ruf als Kulturstadt. Die starken Be-
strebungen des größten Teils der Stadt-
gesellschaft, in Politik, Kultur und Wirt-
schaft werden immer wieder konterka-
riert durch Aktionen der Kulturlosigkeit. 
Konfuzius sagte einst: “Es ist besser, ein 
Licht zu entzünden, als auf die Dunkel-
heit zu schimpfen.” Wir brauchen diese 
Lichter, dringend und vielfach. Daher: 
Danke, Katharina Salomo; Danke, Ul-
rich Finger; Danke allen Beteiligten! 

Foto: wikipedia

Stadtteil Johannstadt
Quartiersbeirat beschließt sechs 
neue Verfügungsfondsprojekte
Der Quartiersbeirat beschloss die 
Förderung der folgenden nich-
tinvestiven Projekte aus dem 
Verfügungsfonds Nördliche Jo-
hannstadt: Kulturdolmetscher/
innen an Hort und Kita, Fest des 
Friedens 2017 im Johannstäd-
ter Kulturtreff, Interkultureller 
Wanderausflug des Netzwerks 
Willkommen in Johannstadt, 
Ländernachmittage vom Café 
Halva, Hausfest Gerokstraße 
27. Als investives Förderprojekt 
wurde zudem die Anschaffung 
von Instrumenten und Tontech-
nik für einen kreativen Musik-
unterricht an der 102. Grund-
schule „Johanna“ beschlossen. 

Stadtteilverein Johannstadt e.V. 
im August gegründet
Zu den 20 Gründungsmitgliedern 
zählen vier Institutionen aus den 
Bereichen Kultur, Bildung, Sozi-
ales und Kreativwirtschaft sowie 
16 BewohnerInnen des Stadtteils. 
Die Eintragung im Vereinsregi-
ster erfolgte und der Projektan-
trag „Nachhaltige Johannstadt 
2025“ wurde beim Bundesum-
weltministerium eingereicht. 

von Anja Apel

Wagen und mutig sein

LINKE-Stadträtin Anja Apel und SPD Stadträtin Dana Frohwieser  Foto: privat
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100 Jahre Oktoberrevolution – 
Last und Chancen für Linke  
Am 7. November jährt sich zum 100. 
Mal der Jahrestag der russischen Ok-
toberrevolution. Bewundert und zum 
Modell erklärt von den einen, kritisier-
ten und bekämpften andere die Dop-
pelrevolution von 1917 - der Sturz des 
Zaren im Februar darf nicht vergessen 
werden - und ihre Folgen als die ver-
meintliche Wurzel allen Übels im 20. 
Jahrhundert. Auch für die deutsche Lin-
ke und die gleichnamige Partei bildet 
das Jubiläum den Anlass, an die histo-
rischen Ursachen und weltgeschicht-
liche Bedeutung, an die mit der Revo-
lution verbundenen Hoffnungen auf 
Frieden, soziale Befreiung und soziale 
Selbstbestimmung der Massen, aber 
auch deren Enttäuschungen zu erinnern. 
Mit dem roten Herbst 1917, so liest man 
es in der Erklärung der Historischen 
Kommission beim Parteivorstand der 
Partei DIE LINKE vom 11. Juli 2017, 
verbanden sich große historische Chan-
cen und Leistungen, aber auch tiefe 
Widersprüche und Irrwege bis hin zum 
Stalinismus und seinen Verbrechen.   

In seinem Weltbestseller „Das Zeital-
ter der Extreme“ charakterisierte der 
namhafte marxistische Historiker Eric 
Hobsbawm die Oktoberrevolution als 
ein für das 20. Jahrhundert „ebenso 
zentrales Ereignis, wie es die Franzö-
sische Revolution von 1789 für das 19. 
Jahrhundert gewesen war.“ Die Revolu-
tion von 1917 war von Anfang an durch 
tiefe Widersprüche charakterisiert, die 
sie in ihrem weiteren Entwicklungs-
weg immer wieder prägten. Hier sollen 
nur zwei dieser Widersprüche genannt 
werden: 1. der zwischen dem Erfolg 
der Revolution in einem kapitalistisch 
rückständigen Agrarstaat mit einer zah-
lenmässig kleinen industriellen Arbei-
terklasse und dem Ausbleiben der nach 
1917 sehnsüchtig erwarteten kommu-
nistischen „Weltrevolution“ im kapita-
listisch wesentlich weiter entwickelten 
Westen. 2. der sich daraus ergebende 
Widerspruch zwischen dem „Aufbau 
des Sozialismus in einem Lande“ (ab 
1924) und der Politik der Kommunisten 
weltweit, für die die Verteidigung der 
Sowjetunion stets an oberster Stelle 

stand, auch wenn die lokalen Kampf-
bedingungen in den einzelnen Ländern 
oftmals andere Prioritäten erforderten. 

Manfred Kossok, dem Anfang 1993 im 
Alter von 62 Jahren leider viel zu früh 
verstorbenen Leipziger Revolutions-
historiker und Meisterschüler Walter 
Markov, verdanken wir wesentliche 
Einsichten über das „kurze 20. Jahr-
hundert“, die Epoche von 1917 bis zum 
Zusammenbruch des Realsozialismus 
1989ff. Seine nach 1990 dargelegten 
revolutionstheoretischen Ideen und sein 
Nachdenken über Alternativen zum Ka-
pitalismus bergen noch unabgegoltene 
Wegweisungen für linkes Denken und 
Handeln im 21. Jahrhundert. Die von 
ihm gebrauchten Begriffe der „Dop-
pelrevolution“ – den er schon in den 
1980er Jahren für den Revolutionszy-
klus des 19. Jahrhunderts entwickelt 
hatte – und der „peripheren Revoluti-

von Dr. Volker Külow

on“ sind bis heute aktuell geblieben, wie 
einige marxistische Publikationen zum 
Revolutionsjahr nachdrücklich zeigen.                                  
Während im heutigen Russland die 
Oktoberrevolution eher als unbequeme 
Erinnerung gilt, sollten wir sie weiter-
hin als ein welthistorisches Ereignis 
ansehen, das in seiner Bedeutung für 
immer im Gedächtnis der Menschheit 
angemessen bewahrt werden muss. Das 
schließt ein, sich auch weiterhin kritisch 
mit ihren Leistungen und Fehlleistungen 
auseinanderzusetzen. Die bürgerliche 
Gesellschaft begriff die Oktoberrevolu-
tion und den aus ihr hervorgegangenen 
(realen) Sozialismus jedenfalls als 
existenzielle Herausforderung, die sie 
mit dem „Übergang ins globale Zeital-
ter der Konterrevolution“ (Frank Deppe) 
beantwortete. Der Jahrhundertsieg des 
Westens wurde dementsprechend als 
vermeintliches „Ende der Geschichte“ 
(Francis Fukuyama) enthusiastisch ge-

feiert. Der „wackere Maulwurf “ Ge-
schichte war aber keinesfalls verstorben, 
auch wenn sich die Dialektik von Re-
volution und Gegenrevolution seitdem 
grundlegend verändert hat. Nicht mehr 
der Systemgegensatz von Kapitalismus 
und Sozialismus, sondern die imma-
nenten Widersprüche des entfesselten 
Kapitalismus des 21. Jahrhunderts tre-
ten erneut ins Zentrum. Eine krisenhafte 
Übergangsperiode mit einer global ex-
trem ungleichen Entwicklung hat einge-
setzt. Möglicherweise stehen wir wieder 
an einer Epochenschwelle, die man mit 
Antonio Gramsci als „Interregnum“ be-
zeichnen kann, in der „das Alte stirbt 
und das Neue nicht zur Welt kommen 
kann“. Trifft das zu, wäre der Rückgriff 
auf die Oktoberrevolution und das Werk 
Lenins „ein Erbe, das die Linke we-
der uneingeschränkt annehmen, noch 
einfach ablehnen kann, sondern aus 
dem sie lernen muss.“ (Michael Brie). 

Plakat anlässlich des IV. Weltkongresses der Komintern zum 5. Jahrestag der Oktoberrevolution von Ivan Vasilyevich Simakov | Fotoarchiv Hoffmann

Interkulturelle Tage 2017

Vielfalt gremeinsam gestalten
Die Interkulturellen Tage bie-
ten zahlreiche Gelegenheiten für 
Begegnungen und Austausch.  
Es ist ein vielseitiges Programm mit 
über 140 Veranstaltungen entstanden.  
 
Das Programmheft der Interkul-
turellen Tage liegt ab sofort in 
deutsch-englischer Version in al-
len Infostellen und Ortsämtern der 
Landeshauptstadt Dresden aus.  

Online steht Euch das Programm 
ebenso in den Sprachen Deutsch, 
Englisch, Arabisch, Russisch und in 
diesem Jahr erstmalig auch in Per-
sisch zum Download zur Verfügung.  

Vielfalt wird auch durch das neue Mo-
tiv der Interkulturellen Tage sichtbar: 
Ein bunter Fingerabdruck. Er unter-
streicht das Motto „Vielfalt gemeinsam 
gestalten.“ und gilt als Sinnbild der 
Einzigartigkeit eines jeden Menschen. 
Er ist das Symbol der Vielfalt unserer 
Gesellschaft und steht als Zeichen 
der Gemeinsamkeit aller Menschen   
 
Die Veranstaltungen widmen sich in die-
sem Jahr den folgenden Schwerpunkten: 
‚Teil haben – Teil sein‘, ‚Interreligiösen 
Austausch fördern‘, ‚Menschenrechte 
und Grundrechte stärken‘, ‚Unterwegs 
in eine gerechte Welt‘ und ‚Europä-
ische Zukunftsvisionen‘ entwickeln.  Foto: dresdem. de / Matthias Naumann 

Oktober

2017
07. November

Fritz Lang Saal

Beginn: 18:30 Uhr 

Eintritt frei

Schauburg
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11. Oktober 19:.00 Uhr
Vortrag und Diskussion
Die Russländische Revolution 1917/22 
- 100 Jahre danach ein umstrittenes 
Ereignis
Mit Dr. Karl-Heinz Gräfe (Historiker)
WIR-AG, Martin-Luther-Straße 21, 
01099 Dresden

von Ursula Zierz

CubaSi informiert
Die verheerenden Folgen des Super-Hur-
ricans IRMA auf mehreren Inseln der 
Karibik sind ein schwerer Schlag für die 
Betroffenen. Die Bilder und Berichte 
über die Schäden und Verwüstungen 
sind schockierend. Der Hurrican hat 
mit Windgeschwindigkeiten bis zu 260 
km/h trotz der aufwändigen Schutzvor-
kehrungen im Osten und an der gesam-
ten Nordküste Cubas immense Schäden 
angerichtet, die regionale Infrastruktur, 
Schulen und Produktionsstätten beschä-
digt und einige Wohnbezirke zerstört. 
Das Eindringen des Meeres und über 
sechs Meter hohe Wellen verursachten 
schwere Schäden an den Ufern der ge-
samten Region. Betroffen sind vor allem 
die zentralen Provinzen Las Tunas, Ca-
magüey, Ciego de Avila, Sancti Spiritus, 
Villa Clara, Cienfuegos. Die Provinzen 
Matanzas, Havanna und Artimisa wa-
ren über 40 Stunden den Stürmen und 
Wassermassen ausgesetzt. Entsprechend 
hoch sind die entstandenen Schäden. 

Dass nur wenige Menschenopfer und 
nicht noch mehr Zerstörungen zu be-
klagen sind, ist den aufwändigen und 
kostspieligen Sicherheitsvorkehrungen 
in Cuba zu verdanken. Trotz der schwie-
rigen wirtschaftlichen Lage wurden 
diese in gewohnt professioneller und 
sorgfältiger Weise vorgenommen. Die 
UN und internationale Hilfsorgani-
sationen haben die bisherige Qualität 
der cubanischen Krisenbewältigung 
wiederholt gelobt und als Vorbild 
empfohlen. Rechtzeitig sind tausende 
Menschen in den Evakuationszentren 
eingetroffen, die der cubanische Staat 

zum Schutz der Bevölkerung einrich-
tete. Hunderte Transportmittel, Fahrer, 
Abgeordnete der Wahlkreise, Vorsit-
zende der Volksräte, Mitglieder der 
Räte der Zivilverteidigung und anderes 
Personal unterstützten diese so wich-
tige Aufgabe, die für den Schutz des 
menschlichen Lebens entscheidend ist. 
 
Diese aufwändigen Schutzmaßnahmen 
und die Behebung der Zerstörungen 
sind mit extrem hohen Kosten verbun-
den, die Cuba allein nicht zu tragen 
vermag. Daher werden auch in Cuba 
dringend Finanzmittel für den Wie-
deraufbau von Schulen, Ärztezentren, 
Wohnhäusern, Straßen, Brücken etc. be-
nötigt. Es müssen Baustoffe, Baugeräte, 
Werkzeug u.v.a.m. beschafft werden! 

Aufgrund der Schwere der Zerstö-
rungen und Schäden durch den Hurrican 
in Cuba rufen wir die Bürgerinnen und 
Bürger, die Sozialverbände und Kirchen, 
sowie die Bundesregierung nachdrück-
lich dazu auf, großzügige Geldspen-
den zur Hilfe in Cuba zu übermitteln. 
 
Und wir wollen selbst hel-
fen! Spendet bitte auf das Kon-
to des Netzwerkes Cuba e.V. 
 
Stichwort: Spende Hurrican Irma
Empfänger: NETZWERK CUBA e.V.
IBAN: DE58 1001 0010 0032 3331 00
BIC/SWIFT-Code: PBNKDEFF

Saludos solidarios!

Foto: Meow/ Wikipedia

Spendenaufruf

Wahl und Revolution

Nach der Bundestagswahl können wir 
nun endlich auch wieder mit unserem 
Programm beginnen. Aber noch halten 
uns die Ergebnisse der Wahl etwas in 
Atem und so wollen wir diese gemein-
sam mit Euch auswerten. Wir fragen 
am 17. Oktober im Rahmen unserer 
Reihe „Junge Rosa“ Wahlnachlese: 
Die Bürgerinnen und Bürger haben ge-
wählt - und nun?. Eingeladen haben wir 
Horst Kahrs, einen der profiliertesten 
linken Wahlanalysten. Seine Analysen 

sind treffend, seine Folgerungen aus 
den Ergebnissen scharf und spannend. 
In dem Ankündigungstext der Veran-
staltung heißt es: Bereits im Jahr 2013 
fanden sich in der Studie “Zukunft der 
Demokratie” der Bertelsmann-Stiftung 
folgende Sätze »Deutschland ist längst 
auf dem Weg in eine sozial gespaltene 
Demokratie. Die politische Ungleichheit 
wächst, die Inklusion bricht. Das demo-
kratische Versprechen der Gleichheit al-
ler bleibt uneingelöst.«. Doch wie sieht 

es 2017 nach der Bundestagswahl aus? 
Wie konnten die Parteien abschneiden 
und was bedeutet dies für demokra-
tische Entwicklungen in Deutschland? 

Eine Woche vorher wollen wir uns noch 
einmal mit der Russländischen Revo-
lution auseinandersetzen und fragen, 
was davon geblieben ist. Als Referenten 
konnten wir Prof. Dr. Karl-Heinz Gräfe 
gewinnen, einen ausgewiesenen und an-
erkannten Experten auf diesem Gebiet.  
 
Der “Oktoberumsturz” erschütterte 
und veränderte die Welt. Bis heute wird 
das Ereignis interessenbedingt kon-
trovers beurteilt, nicht nur im wieder-
kehrenden kapitalistischen Russland. 
Die russische Revolution (November 
1917-Dezember 1922) brachte nicht 
nur eine Alternative zur allein vorherr-
schenden bürgerlich-kapitalistischen 
Welt hervor. Die sieben Jahrzehnte ver-
änderten die Macht- und Herrschafts-
verhältnisse, nicht nur Russlands, son-
dern weltweit. Ohne den siegreichen 
“roten Oktober” keine Befreiung eines 
Teils der Welt vom menschenfeind-
lichen Kolonialismus und Faschismus. 
Insofern ist natürlich die Debatte um 
die Oktoberrevolution höchst aktuell. 

Rosa Luxemburg Stiftung

17. Oktober 18:.00 Uhr
Vortrag und Diskussion
Wahlnachlese: Die Bürgerinnen und 
Bürger haben gewählt - und nun? 
REIHE: Junge Rosa 
Mit Horst Kahrs 
WIR-AG, Martin-Luther-Straße 21, 
01099 Dresden
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Energie - ein soziales 
Grundrecht!
Der Zugang und die Versorgung mit En-
ergie, Strom, Wärme, Kühle ist Teil der 
öffentlichen Daseinsvorsorge und muss 
ein soziales Grundrecht sein! Denn 
Energie ist kein Luxusgut, sondern ist 
ein essentieller Bestandteil unseres Le-
bens. Trotzdem sind mehr und mehr 
Menschen von Energiearmut betroffen, 
sowohl in Deutschland als auch in der 
gesamten EU. D.h. ihnen wird der Strom 
abgeklemmt oder die Heizung abgestellt 
oder beides. In der EU insgesamt sind 
ungefähr 11 Prozent der Menschen von 
Energiearmut betroffen oder akut davon 
bedroht (in 2012 waren dies 54 Millio-
nen Bürger*Innen). 16% der Bevölke-
rung in der EU lebt in feuchten, schlecht 
isolierten Wohnungen, und 9% sind mit 
der Zahlung von Rechnungen an die En-
ergieversorger im Rückstand. Obwohl es 
auf europäischer Ebene keine gemein-
same Definition für Energiearmut gibt, 
kann man den Begriff doch wie folgt ein-
grenzen: Energiearmut liegt vor, wenn 
eine Person nicht in der Lage ist, ihren 
Wohnraum zu erschwinglichen Kosten 
angemessen zu beheizen bzw. zu kühlen.  

Am 29. Mai 2017 veranstaltete die Eu-
ropaabgeordnete Dr. Cornelia Ernst 
gemeinsam mit der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung Brüssel einen Work-
shop zu Energiearmut, auf die unse-
re Forderungen diskutiert wurden.  

Wir brauchen eine einheitliche, europä-
ische Definition von Energiearmut und 
gemeinsame europäische Indikatoren, 
um die Entwicklung von Energiearmut 
in der EU verfolgen zu können. Die 
Mitgliedstaaten müssen Indikatoren 
entwickeln, um Daten zu Energiearmut 

zu sammeln und zu veröffentlichen. 
Die Mitgliedstaaten müssen den Kreis 
schutzbedürftiger Kunden definieren. 
In der Richtlinie für den Elektrizitäts-
binnenmarkt muss der Zugang zu En-
ergie als soziales Grundrecht festge-
schrieben werden, weshalb Strom- und 
Heizungssperren zu verbieten sind.  

Für alle Haushalte muss ein kostenfreies 
Grundkontingent an Elektrizität zur 
Verfügung gestellt werden. Regulierte 
Preise und Sozialtarife für Energie müs-
sen erhalten bleiben und dürfen nicht im 
Zuge der Reform des Binnenmarktes 
für Elektrizität abgeschafft werden. 

Alle Mitgliedstaaten müssen Mieter-
strommodelle finanziell fördern und 

sicherstellen, dass Mieter ihren ei-
genen Strom wesentlich kostengün-
stiger als über den Versorger konsu-
mieren, speichern und überschüssigen 
Strom ins Netz einspeisen können. 
Quartierslösungen müssen genau-
so gefördert werden wie die Mieter-
strommodelle für einzelne Gebäude. 

Zudem muss es eine unabhängige 
Beschwerdestelle für Energie ge-
ben, um Konflikte zwischen Bür-
gerinnen und Bürgern sowie Ver-
sorgern schlichten zu können. 

Die Rechnungen des Energieversor-
gers müssen so gestaltet sein, dass 
sie leicht verständlich und transpa-
rent sind. Es muss unabhängige Ver-

gleichsportale geben, um so einen 
Vergleich der Energiekosten unter-
schiedlicher Versorger zu ermöglichen. 
Versteckte Gebühren beim Versorger-
wechsel müssen abgeschafft werden. 

Energieeffizienzmaßnahmen an Gebäu-
den müssen sich vorrangig an jene Haus-
halte richten, die von Energiearmut be-
troffen sind. Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Energieeffizienz von Gebäuden 
müssen so gestaltet werden, dass Miete-
rinnen und Mieter keine steigenden Ko-
sten für die Miete befürchten müssen, 
d.h. energetische Gebäudesanierungen 
müssen warmmietenneutral erfolgen.  
Grundsätzlich müssen Energie-
netze und Energieversorgung wei-
terhin in kommunaler Hand liegen.  

von Manuela Kropp
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Weltfrieden - man darf ja mal träumen 
dürfen. Weltfrieden - ja, ein schöner 
Traum: Kein Krieg, alle Menschen auf 
der Welt haben satt zu essen und ein 
Dach über dem Kopf, kein Kind ist unter-
ernährt oder verhungert. Weder Kriege 
noch Dürren und Hungersnöte ver-
treiben Menschen aus ihrem Zuhause. 

72 Jahre nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges gibt es aktuell in der Welt 
32 Kriege bzw. bewaffnete Konflikte. 
Mali, Syrien, Afghanistan und die 
Ukraine sind vier der wohl bekanntes-
ten Beispiele. Viel zu viele Menschen 
schauen weg und die deutsche Rü-
stungsindustrie verdient Milliarden. 
Menschen sterben oder sind auf der 
Flucht. Wegschauen wollten die 3 Ak-
teur*innen am 1. September 2017 auf 
dem Platz am Dr.-Külz-Ring nicht. Ge-
meinsam mit Attac, der Mahnwache für 
Frieden Dresden machte die AG Antifa 
der LINKEN.Dresden auf diese unsäg-
liche Situation in der Welt aufmerksam. 
Als Redner hatten wir uns Sprecher der 
LAG Frieden und internationale Poli-

tik der LINKEN.Sachsen eingeladen. 
Außerdem sprachen Vertreter*innen 
der anderen Akteure. Sie alle mahnten 
die Verantwortung der Bundesrepublik 
Deutschland an. Die Rüstungsausgaben 
steigen stetig weiter an. 2017 sind im 
Verteidigungshaushalt der Bundesrepu-
blik 37 Mrd. eingestellt. Dieser Etat soll 
bis 2021 aud 42,3 Mrd anwachsen. Hin-
zu kommen Ausgaben für die Ertüchti-
gung anderer Armeen und die Unterstüt-
zung deren Ausstattung. Ab 2014 sind 
Rüstungsausgaben von jährlich fast 70 
Mrd. Euro geplant. Z. B. plant die Bun-
desregierung den Bau von fünf neuen
Korvetten für die Bundesmarine. Die 
Kosten, bei 1,5 Mrd. Euro pro Schiff, be-
laufen sich auf sagenhafte 7,5 Mrd. Euro 
Deutschland beteiligt sich außerdem am 
Aufmarsch an der russischen Westgren-
ze. Zum ersten Mal seit 1945 stehen seit 
dem vergangenen Jahr wieder deutsche 
Truppen in Osteuropa. Frieden schaf-
fen mit immer mehr Waffen? Konflikte 
schüren als sie auf politischem Wege zu 
lösen? Die Bundesrepublik ist immer 
noch der fünftgrößte Waffenexporteur 

der Welt. Auch auf dem Mittelmeer geht 
es nicht darum, geflüchteten Menschen 
zu helfen, sie aus Seenot zu retten und 
eine legale Einwanderung nach Europa 
zu gewährleisten, sondern durch die Un-
terstützung z. B. der libyschen Küsten-
wacht sollen Menschen überhaupt an 
der Flucht gehindert werden.
Jüngste Ereignisse in Nordkorea 
und die Reaktion der Trump-Regie-
rung zeigen eine Verschärfung der 
Situation im Bereich der Atomwaf-
fen. Im Dezember 2016 stimmte die 

von Dr. Margot Gaitzsch

Bundersrepublik gegen eine Kon-
vention zum Atomwaffenverbot. 

Frieden schaffen durch Aufrüstung. 
Krieg war noch nie ein taugliches Mittel 
zur nachhaltigen Lösung von Konflikten. 
Weltfrieden - wir dürfen träumen, aber 
wir müssen auch handeln. Überall, wo 
es uns möglich ist. Danke an alle, die am 
1. September ihr Gesicht für den Frieden 
gezeigt haben. Wir werden es weiter tun. 

Weltfriedenstag

Foto: Dr. Margot Gaitzsch
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